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Rechtsanwalt
Macit Karaahmetoglu, Fachanwalt für Urheber- und Medienrecht

Ihr Ansprechpartner in urheber- und medienrechtlichen Fragen

1 Impressumpflicht bei Werbung auf Social-Media-Plattformen
Nach  dem Telemediengesetz  (TMG)  haben  Diensteanbieter  für  geschäftsmäßige,  in  der  Regel  gegen  Entgelt 
angebotene Telemedien u. a. folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar 
zu halten:

• den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich die 
Rechtsform, den Vertretungsberechtigten und, sofern Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht 
werden, das Stamm- oder Grundkapital sowie, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt  
sind, der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen,

• Angaben,  die  eine  schnelle  elektronische Kontaktaufnahme und unmittelbare  Kommunikation mit  ihnen 
ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektronischen Post,

• soweit der Dienst im Rahmen einer Tätigkeit angeboten oder erbracht wird, die der behördlichen Zulassung 
bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichtsbehörde,

• das  Handelsregister,  Vereinsregister,  Partnerschaftsregister  oder  Genossenschaftsregister,  in  das  sie 
eingetragen sind, und die entsprechende Registernummer,

• in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikationsnummer oder eine Wirtschaftsidentifikationsnummer 
besitzen, die Angabe dieser Nummer.

Dieses geschieht i. d. R. über eine Impressumseite.

Mittlerweile unterhalten viele Unternehmen auf sog. Social-Media-Plattformen wie z. B. Facebook eine werbende 
Seite. Auch hier gilt  die o. g. Impressumspflicht nach dem TMG. Dabei reicht es aus, wenn über einen mit der 
Bezeichnung „Kontakt“ oder „Impressum“ bezeichneten Link das Impressum auf der Firmenhomepage aufgerufen 
werden  kann.  In  einem  vom  Oberlandesgericht  Düsseldorf  (OLG)  entschiedenen  Fall  hatte  ein 
Schlüsselunternehmen auf Facebook eine Seite eingerichtet. Ein Impressum war nicht hinterlegt. Über einen Link 
mit der Bezeichnung „Info“ erreichte der Nutzer die Anbieterkennung des Unternehmens. Das ist unzureichend, 
entschieden  die  OLG-Richter,  da  die  Bezeichnung  „Info“  dem  durchschnittlichen  Nutzer  nicht  ausreichend 
verdeutlicht, dass hierüber – auch – Anbieterinformationen abgerufen werden können.

Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

2 Unfreundliches Verhalten rechtfertigt Abmahnung
Verhält sich ein Arbeitnehmer gegenüber Kunden unfreundlich und damit arbeitsvertragswidrig und mahnt ihn der 
Arbeitgeber deshalb ab, kann in der Regel eine Entfernung der Abmahnung nicht verlangt werden. Das hat das  
Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) in seinem Urteil v. 20.5.2014 entschieden.

Im Urteilsfall war der Arbeitnehmer als Ausbildungsberater eingesetzt. Als ein Lehrgangsteilnehmer per E-Mail nach 
Einzelheiten einer mündlichen Ergänzungsprüfung fragte, teilte er ihm mit, es dürfe „eigentlich selbstverständlich 
sein, dass man sich dort anmeldet, wo man sich auch zur schriftlichen Prüfung angemeldet hat. Dass Anmeldungen 
nicht auf Zuruf erfolgen können, sollte ebenfalls klar sein.“ Als der Kunde die Antwort als unfreundlich beanstandete, 
antwortete der Arbeitnehmer ihm unter anderem: „Nach heute mittlerweile ca. 20 Anrufen von angehenden Meistern 
bleibt die Freundlichkeit einfach aus.“ Wegen dieser Korrespondenz erteilte der Arbeitgeber eine Abmahnung. Der 
Arbeitnehmer hält den Leistungsmangel für nicht schwerwiegend genug, als dass eine Abmahnung gerechtfertigt  
wäre. 

Die Richter des LAG kamen zu dem Entschluss, dass Arbeitnehmer die Entfernung einer Abmahnung aus ihrer 
Personalakte nur verlangen können, wenn die Abmahnung 

• entweder inhaltlich unbestimmt ist, 



• unrichtige Tatsachenbehauptungen enthält, 
• auf einer unzutreffenden rechtlichen Bewertung des Verhaltens des Arbeitnehmers beruht oder 
• den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verletzt bzw. 
• wenn bei  einer zu Recht  erteilten Abmahnung ein schutzwürdiges Interesse des Arbeitgebers an deren 

Verbleib in der Personalakte nicht mehr besteht.

Im  entschiedenen  Fall  war  keine  dieser  Voraussetzungen  erfüllt.  Insbesondere  ist  die  Abmahnung  nicht  
unverhältnismäßig. Die abgemahnte Pflichtverletzung des Arbeitnehmers stellt keine Nichtigkeit dar. Aufgabe des 
Arbeitnehmers  ist  die  Kommunikation  mit  den Kunden.  Wenn der  Arbeitnehmer  nicht  nur  einmal  unfreundlich 
antwortet, sondern dies im Lauf der E-Mail-Kommunikation wiederholt, ist die Abmahnung berechtigt.

Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in gesellschafts- und insolvenzrechtlichen Fragen

3 Fortsetzung einer GmbH nach Schlussverteilung im Insolvenzverfahren
Ist  eine  GmbH durch  die  Eröffnung  des  Insolvenzverfahrens  gemäß dem GmbH-Gesetz  (GmbHG)  aufgelöst, 
können die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft nur beschließen, wenn das Verfahren auf Antrag des 
Schuldners  eingestellt  oder  nach der  Bestätigung eines  Insolvenzplans,  der  den Fortbestand der  Gesellschaft 
vorsieht, aufgehoben wird. Diese Fortsetzungsmöglichkeiten sind abschließend.

Nach  der  Schlussverteilung  ist  eine  Fortsetzung  der  nach  dem  GmbHG  aufgelösten  Gesellschaft 
ausgeschlossen. Das  gilt  auch,  wenn  sämtliche  Gläubiger  der  Gesellschaft,  deren  Forderungen  zur 
Insolvenztabelle festgestellt wurden, vollständig befriedigt worden sind und das Stammkapital zur freien Verfügung 
des Geschäftsführers steht.

Rechtsanwalt
Alexander L.K. Freiherr v. Malsen-Waldkirch, Fachanwalt für Strafrecht

Ihr Ansprechpartner in strafrechtlichen Fragen

4 Verpflichtung bei Gewinnzusagen
In  einem  vom  Oberlandesgericht  Oldenburg  (OLG)  entschiedenen  Fall  aus  der  Praxis  erhielt  eine  Frau  ein 
Schreiben mit der Überschrift „Großes Deutschland Rätsel“. Absender war die Firma „Buchungszentrumwest“ mit 
einer Postfachanschrift. In dem Schreiben heißt es auszugsweise: „Sie sind ein Gewinner Frau …“. Neben dem 
Namen befindet sich unter der Kategorie „Preise“ der Satz „3. Preis: 20 x 1.000,– € Bargeld“. Tatsächlich existierte 
die Firma „Buchungszentrumwest“ nicht. Das Postfach wurde durch eine dritte Person betrieben.

Die Frau wendete sich zunächst an den Betreiber des Postfachs und seine Tochter, die das Postfach regelmäßig 
geleert  hatte.  Nachdem bei  diesen  Personen  aber  eine  Vollstreckung  aussichtslos  erschien,  richtete  sie  ihre 
Forderung gegen den Geschäftspartner des Betreibers. Dieser verweigerte eine Auszahlung des Geldes.

In  ihrem  rechtskräftigen  Urteil  vom  27.6.2014  verpflichteten  die  Richter  des  OLG  den  Geschäftspartner  des 
Postfachbetreibers zur Zahlung von 20.000 €. Bei dem der Frau zugesandten Schreiben handele es sich um eine  
Gewinnzusage im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die Mitteilung ist geeignet beim Empfänger den Eindruck 
zu erwecken,  er  werde einen –  bereits  gewonnenen – Preis  erhalten.  Dabei  ist  nicht  auf  einen besonders 
misstrauischen,  aufgeklärten  Verbraucher  abzustellen,  sondern  darauf,  wie  ein  durchschnittlich 
informierter Verbraucher die Mitteilung versteht.

Der Geschäftspartner des Postfachbetreibers ist auch der vom Gesetz verpflichtete „Sender“ der Gewinnmitteilung. 
Dabei können, so die Richter, Sender einer Gewinnzusage auch solche Unternehmer sein, die Verbrauchern unter 
nicht existierenden Firmen Gewinnmitteilungen zukommen lassen. Nach der Vernehmung von Zeugen stand fest,  
dass der Versender mit dem Betreiber des Postfachs zusammengearbeitet hat. Er hat die Adressen geliefert, die 
Gewinnzusagen und Einladungsschreiben eingetütet und versandt und die Touren organisiert. Dies reicht aus, um 
ihn als Handelnden neben dem Postfachbetreiber aus der Gewinnzusage zu verpflichten.



Rechtsanwältin
Nuran Yılmaz

Ihre Ansprechpartnerin in familienrechtlichen Fragen

5 Großeltern müssen bei der Auswahl eines Vormunds in Betracht gezogen werden
Der Schutz der Familie nach dem Grundgesetz schließt auch familiäre Bindungen zwischen nahen Verwandten ein,  
insbesondere  zwischen  Großeltern  und  ihrem Enkelkind.  Dies  hat  das  Bundesverfassungsgericht  mit  seinem 
Beschluss vom 24.6.2014 festgestellt. Soweit tatsächlich eine engere familiäre Bindung besteht, haben Großeltern 
daher ein Recht darauf, bei der Auswahl eines Vormunds für ihr Enkelkind in Betracht gezogen zu werden. Ihnen 
kommt der Vorrang gegenüber nicht  verwandten Personen zu, sofern nicht im Einzelfall  konkrete Erkenntnisse 
darüber bestehen, dass dem Wohl des Kindes anderweitig besser gedient ist. 

Die Vormundschaft oder Ergänzungspflegschaft ermöglicht es den Verwandten, das Kind zu sich zu nehmen und in 
eigener Verantwortung zu betreuen und zu erziehen. Auf diese Weise können sie ihre familiäre Bindung zum Kind 
fortführen und verwandtschaftlicher Verantwortung gerecht werden. Familiäre Bindungen sind im Selbstverständnis 
des  Individuums  regelmäßig  von  hoher  Bedeutung  und  haben  im  Lebensalltag  der  Familienmitglieder  häufig 
besondere praktische Relevanz.

Rechtsanwältin
Malice Seferi
 

Ihre Ansprechpartnerin in sozialrechtlichen Fragen

6 Pflegestärkungsgesetz
Der Bundestag hat seine Beratungen zum Pflegestärkungsgesetz aufgenommen. Der von der Bundesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf sieht ab dem 1.1.2015 einige Änderungen für Pflegebedürftige, ihre Angehörigen und 
Pflegekräfte vor. Hier die wichtigsten Anpassungen:

Ab  dem  1.1.2015  sollen  alle  Leistungsbeträge  der  Pflegeversicherung erhöht  werden.  Geplant  ist, 
Unterstützungsleistungen wie die Kurzzeit-, Verhinderungs- sowie Tages- und Nachtpflege auszubauen und besser 
miteinander kombinieren zu können.

In stationären Einrichtungen soll es möglich gemacht werden, künftig bis zu 20.000 zusätzliche Betreuungskräfte 
einzustellen. 

Um die  Leistungen in  der  Pflege  ausbauen zu  können,  sollen  die  Beiträge  zur  Pflegeversicherung in  zwei 
Schritten steigen: 

• ab 2015 – um 0,3 %
• voraussichtlich ab 2017 um weitere 0,2 % auf dann insgesamt 2,55 %.

Mit einem weiteren Schritt sollen der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren 
eingeführt werden. Geplant ist, die Zahl der Pflegestufen von 3 auf 5 auszuweiten. Damit soll den Bedürfnissen von 
Demenzkranken besser gerecht werden. Neuer Maßstab ist dann der Grad der Selbstständigkeit.



Rechtsanwältin
Elif Ebru Duran
 

Ihre Ansprechpartnerin in forderungsrechtlichen Fragen

7 Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr
Das  Bundeskabinett  hat  am  1.4.2014  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung  von  Zahlungsverzug  im 
Geschäftsverkehr beschlossen. Nachdem dieses nun im Bundesgesetzblatt verkündet wurde, ist es zum 29.7.2014 
in  Kraft  getreten.  Danach  sind  Vereinbarungen,  in  denen  sich  Unternehmen  oder  die  öffentliche  Hand 
Zahlungsfristen  oder  Überprüfungs-  oder  Abnahmefristen  einräumen  lassen,  künftig  einer  verschärften 
Wirksamkeitskontrolle unterworfen, wenn die vereinbarten Fristen eine bestimmte Länge überschreiten. 

• Der gesetzliche Verzugszins wird um einen Prozentpunkt  auf  9  Prozentpunkte über  dem Basiszinssatz 
angehoben.

• Dem Zahlungsgläubiger wird bei Verzug des Schuldners ein Anspruch auf eine Pauschale in Höhe von 40 € 
eingeräumt.

Darüber hinaus schränkt das Gesetz die Möglichkeit ein, durch eine Vereinbarung von Zahlungs-, Abnahme- oder 
Überprüfungsfristen  die  an  sich  bestehende  Pflicht  zur  sofortigen  Begleichung  einer  Forderung  beliebig 
hinauszuschieben. So ist eine Klausel in Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Zweifel unangemessen und daher 
unwirksam, wenn sie eine Zahlungsfrist von mehr als 30 Tagen oder eine Überprüfungs- oder Abnahmefrist von 
mehr als 15 Tagen vorsieht. Anderes gilt dann, wenn der Zahlungsschuldner besondere Gründe darlegt, aus denen 
sich ergibt, dass die Frist angemessen ist.

Einigen  sich  die  Vertragsparteien  im  Rahmen einer  Individualvereinbarung auf  Zahlungs-,  Überprüfungs-  oder 
Abnahmefristen, gilt Folgendes:

• Hat  sich  ein  Unternehmen  eine  Zahlungsfrist  von  mehr  als  60  Tagen  einräumen  lassen,  so  ist  die 
Vereinbarung nur wirksam, wenn das Unternehmen nachweisen kann, dass die Vereinbarung ausdrücklich 
getroffen wurde und für den Gläubiger nicht grob unbillig ist.

• Hat sich ein öffentlicher  Auftraggeber eine solche Zahlungsfrist  einräumen lassen,  ist  die Vereinbarung 
unwirksam.  Hat  er  sich  eine  Zahlungsfrist  von  mehr  als  30  Tagen  einräumen  lassen,  so  ist  diese 
Vereinbarung nur dann wirksam, wenn er nachweist, dass die Vereinbarung ausdrücklich getroffen wurde 
und sachlich gerechtfertigt ist.

• Hat sich ein Unternehmen oder ein öffentlicher Auftraggeber eine Prüfungs- oder Abnahmefrist von mehr als 
30 Tagen einräumen lassen, so ist auch diese Vereinbarung nur dann wirksam, wenn das Unternehmen 
oder der öffentliche Auftraggeber nachweisen kann, dass die Vereinbarung ausdrücklich getroffen wurde 
und für den Gläubiger nicht grob unbillig ist.

Diese Neuregelungen sind auf alle nach dem 28.7.2014 entstandenen Schuldverhältnisse anzuwenden. Darüber 
hinaus sind sie auch auf ein vorher entstandenes Dauerschuldverhältnis anzuwenden, soweit die Gegenleistung 
nach dem 30.6.2016 erbracht wird.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.1.2011 = 0,12 % | 1.7. – 31.12.2010 = 0,12 % | 1.1. – 30.6.2010 = 0,12 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100)

2011: Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2

2010: Dezember = 109,6; November = 108,5; Oktober 108,4; September = 108,3; 
August = 108,4; Juli = 108,4; Juni = 108,1

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


